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75. Deutscher Juristentag spricht sich gegen große Konzernrechtsre-

form aus – Kurzfassung der Ergebnisse der wirtschaftsrechtlichen Ab-

teilung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Der 75. Deutsche Juristentag hat sich gegen eine 

umfassende Neukodifikation des Konzernrechts ausgesprochen. Die 

wirtschaftsrechtliche Abteilung votierte stattdessen für punktuelle An-

passungen des bestehenden Aktienkonzernrechts sowie gezielte Klar-

stellungen im GmbH-Konzernrecht. Eine Abschaffung des kodifizierten 

Aktienkonzernrechts lehnten die Teilnehmer ebenso ab wie die Veran-

kerung von Soft Law als eigenständige Rechtsquelle im Gesetz. 

 

Zur Stärkung des Außenseiterschutzes im faktischen Konzern soll der 

Abhängigkeitsbericht nach § 312 AktG zentrales Schutzinstrument 

bleiben. Für seine grundsätzliche Veröffentlichungspflicht votierte die 

Versammlung nur knapp. Ein allgemeines Weisungsrecht herrschender 

Unternehmen gegenüber hundertprozentigen Tochter-

Aktiengesellschaften fand ebenso keine Mehrheit wie die Einführung 

einer "Gruppeninteresse"-Kategorie im Aktienrecht. 

 

Im Vertragskonzernrecht sprach sich der Juristentag für mehr Flexibili-

tät aus: Das Spruchverfahren soll beschleunigt und auf GmbH-Fälle so-

wie Bewertungsrügen von Obergesellschafts-Anteilseignern ausgewei-

tet werden. Bei Mehrheitsbeteiligungen ab 90 Prozent soll künftig auf 

einen Hauptversammlungsbeschluss zum Unternehmensvertrag ver-

zichtet werden können. Zudem votierten die Juristen für zusätzliche 

außerordentliche Kündigungsgründe bei Beherrschungs- und Gewinn-

abführungsverträgen. 
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Mit deutlicher Mehrheit sprach sich die Abteilung zudem für die ersatz-

lose Streichung der Eingliederungsvorschriften (§§ 319 ff. AktG) sowie 

für die Einführung eines aktienrechtlichen Tauschmodells und eine 

vorsichtige Öffnung für Dreiecksverschmelzungen aus. Das strenge 

Schädigungsverbot im faktischen GmbH-Konzern wurde als konzeptio-

nell zutreffend bestätigt. 


